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Parteitag im Zeichen  der Personalpolitik

Weichenstellung für das Wahljahr 
In fünf deutschen Bundesländern werden die Karten 2011 neu gemischt

Kronprinzen und -prinzessin der Kanzlerin: Umweltminister Norbert Röttgen, Verteidigungsminister Karl-Theodor zu
Guttenberg und Arbeitsminister Ursula von der Leyen. (FOTO: AFP (2), REUTERS)

VON MARC SCHLAMMES 

Bestätigung der Vorsitzenden und
des Generalsekretärs, Wahl von drei
neuen Stellvertretern, Verabschie-
dung verdienstvoller Landesfürsten,
Rückendeckung für einen angeschla-
genen Finanzminister und einen
neuen Ministerpräsidenten, Auftritt
von Altkanzler Kohl: Der CDU-Partei-
tag in Karlsruhe stand ganz im Zei-
chen parteiinterner Personalpolitik.

Angela Merkel wird den Karlsruher
Kongress in guter Erinnerung be-
halten. Mehr denn je hält sie die
Zügel der CDU fest in ihren Hän-
den. Mit 90,4 Prozent verbucht die
Parteichefin zwar das zweit-
schlechteste persönliche Ergebnis
seit ihrer Amtsübernahme vor zehn
Jahren. Weitaus wichtiger ist aber,
dass von den vier Stellvertretern
niemand bei den rund 1 000 Dele-
gierten auf mehr Zustimmung trifft
als die Vorsitzende selbst. Merkel
bleibt also die Nummer eins.

Auf eine klare Nummer zwei
wollen sich die Stimmberechtigten
nicht festlegen. Umweltminister
Norbert Röttgen kann aber zumin-
dest einen Teilerfolg verbuchen –

und Ursula von der Leyen hinter
sich lassen, die sich mit ihrer PID-
Position nicht durchsetzen kann.
Der ambitionierten Arbeitsministe-
rin hat Röttgen zudem voraus, dass
er sich als CDU-Chef in Nordrhein-
Westfalen auf den stärksten Ver-
band berufen kann – dessen Mit-
glieder ihm in einer Urabstimmung
zu Monatsanfang das Vertrauen
aussprachen.

Lachender Dritter im Kampf um
die Kanzlerin-Nachfolge kann am
Ende der Verteidigungsminister
sein. Vor dem Parteitag der
Schwesterpartei wartet CSU-Star
Karl-Theodor zu Guttenberg mit
einer perfekten Performance auf.
Mit Regierungskollege Röttgen hat
zu Guttenberg gemein, dass er sich
in puncto politische Ambitionen
nach außen bedeckt hält – und die
Karriereplanung dennoch zielstre-
big vorantreibt.

Rede und Resultat von Angela
Merkel sorgen erst einmal dafür,
dass sich nach Karlsruhe die Kanz-
lerfrage nicht stellt. Nicht mehr
stellen soll sich die Schäuble-Frage.
Sowohl die Bestätigung als Präsidi-
umsmitglied (85,64 Prozent) als
auch der Beifall der Parteigänger

bei seinem Kurzauftritt am Kon-
gress dienen als sicheres Indiz,
dass Wolfgang Schäuble vorerst Fi-
nanzminister und Thomas de Mai-
zière Innenminister bleibt. „Ich bin
bereit, meinen Dienst weiter zu
leisten so gut wie ich es kann“, gibt
sich Schäuble gewohnt kämpfe-
risch.

Lediglich Julia Kloeckner
schneidet bei der Wahl der sieben
Präsidiumsmitglieder besser ab als
Wolfgang Schäuble. Mit dem bes-
ten Ergebnis des Tages (94,3 Por-
zent) ist die neue rheinland-pfälzi-
sche Landeschefin die eigentliche
Wahlsiegerin. Nun träumt sie gar
vom „Doppelsieg“ am 27. März
2011.

Die Landtagswahlen in Rheinlan-
d-Pfalz und Baden-Württemberg
läuten ein Jahr mit fünf Landtags-
wahlen ein. Anders als Kloeckner
sind nicht wenige Delegierte von
der Sorge getrieben, dass der 27.
März in Stuttgart zu einem Alb-
traum wird mit dem Regierungs-
verlust im CDU-Stammland
schlechthin. Man will partout nicht
jenes elektorale Szenario erleiden,
wie es der SPD 2005 geschah, als
Jürgen Rüttgers das rote Nord-

rhein-Westfalen für die CDU er-
oberte und Neuwahlen folgten.

Im Gegensatz zu Julia Kloeckner
bläst Stefan Mappus ein eisiger
Wind ins Gesicht. „Stuttgart 21“
beschert ihm den schwersten Start
aller Neu-Ministerpräsidenten, die
die CDU in den zurückliegenden
zwölf Monaten ins landespolitische
Rennen geschickt hat. Daran ändert
auch der aufmunternde Applaus
beim Heimspiel nichts.

„Aufbruchstimmung“
CSV-Generalsekretär Marc Spautz beim CDU-Parteitag

Schavan und Spautz: Die Ministerin und Merkel-Vertraute Annette Schavan
wurde als Stellvertreterin der Parteivorsitzenden bestätigt. (FOTO: M. SCHLAMMES)

„Dieser Kongress lebt von seiner
parteiinternen Aufbruchstim-
mung“, so Marc Spautz. Die Partei-
vorsitzende Angela Merkel habe
eine „dominante Rede“ gehalten
und sich kämpferisch gezeigt. Auch
wenn die einzelnen Wahlgänge
„wie gehabt“ verlaufen seien, lie-
ßen die Ergebnisse darauf schlie-
ßen, dass in der CDU zwischen
zehn und 15 Prozent gegen Merkel
seien, bilanziert der CSV-General-
sekretär. Dadurch dass bei der
Stellvertreter-Wahl drei Kandida-
ten sehr nahe beieinander liegen
würden, sei zudem keine Vor-
entscheidung in der Merkel-Nach-
folge gefallen. Das bemerkenswerte
Abschneiden von Julia Kloeckner
wertet Spautz als „gutes Zeichen“
im Hinblick auf die Landtags-
wahlen im Nachbar-Land Rhein-

land-Pfalz. Allerdings komme es am
27. März auch auf das Gesamtresul-
tat der CDU und das Ergebnis des
potenziellen Koalitionspartners
FDP an. 

Als „denkwürdig“ bezeichnet
Marc Spautz den Auftritt von Karl-
Theodor zu Guttenberg mit seiner
Rede zur Bundeswehrreform –
„normalerweise ist der Schwester-
partei CSU lediglich ein Grußwort
gestattet“ – und die Präsenz von
Helmut Kohl bei der Abschluss-
veranstaltung am Abend.

Beeindruckt zeigt sich Spautz von
der Dimension des Parteitages mit
seinen rund 1 000 Delegierten – und
dass eine ganze Messehalle Sponso-
ren vorbehalten ist, die den Partei-
tag finanzieren. „Mit dem luxembur-
gischen Parteienfinanzierungsge-
setz ist das nicht denkbar.“ (mas)

Altmaier: Die CDU ist mit sich im Reinen
Der parlamentarische Geschäftsführer bilanziert den Parteitag und ein Jahr Schwarz-Gelb

Peter Altmaier (FOTO: LW-ARCHIV)

I N T E R V I E W :  M A R C  S C H L A M M E S

Im Interview mit dem „Luxemburger
Wort“ lässt Peter Altmaier, parla-
mentarischer Geschäftsführer der
CDU, den Bundesparteitag Revue
passieren – „die CDU hat zu sich
gefunden“ – und blickt auf das
erste Jahr Schwarz-Gelb zurück –
„wir haben nicht ausreichend funk-
tioniert“. Zufrieden zeigt sich der
Saarländer hingegen mit dem „Expe-
riment“ der Jamaika-Koalition unter
Führung von Ministerpräsident Peter
Müller.

■ Welche Signalwirkung soll vom
Bundesparteitag für den „Herbst der
Entscheidungen“ ausgehen?

Die CDU hat zu sich gefunden und
ist mit sich im Reinen. Wir sind
bereit zu kämpfen, um die poli-
tische Meinungsführerschaft in
Deutschland. Es ist bei diesem Par-
teitag klar geworden, dass das
große Thema der Auseinanderset-
zung der kommenden Monate sein
wird, ob die Politik die Kraft findet,
politische Gestaltungsentscheidun-
gen auch gegen Widerstände
durchzusetzen. Das hat Angela
Merkel in einer kämpferischen
Rede klar gemacht und eine breite
Unterstützung bekommen. 

■ Angela Merkel verweist in ihrer
Rede darauf, dass sich die Bilanz
von CDU/CSU und FDP in der Sache
sehen lässt, nicht aber im Stil. Wie
wird sich der Regierungsstil denn
nun ändern?

Das erste Jahr war deshalb schwie-
rig, weil die Zusammenarbeit der
Koalitionspartner nicht aus-
reichend funktioniert hat, weil es
im Stil der Zusammenarbeit

schwere Mängel gegeben hat und
weil wir auf dem Höhepunkt der
Wirtschaftskrise nicht die Erwar-
tungen erfüllt haben, die die Men-
schen an uns gerichtet haben. Nun
hat sich die Situation grundlegend
geändert. Die Koalitionsparteien
haben gemeinsam in den Abgrund
geschaut und haben daraus die nö-
tigen Schlüsse gezogen. Das heißt,
der Umgang ist fairer und korrekter
geworden und wir bringen es fertig,
nach außen darzustellen dass wir
gehandelt haben. Beispiele sind die
Gesundheitsreform, die Reform der
Hartz-IV-Gesetze und die Haus-
haltskonsolidierung. 

■ Wie wollen Sie für die Zukunft
verhindern, dass sich „Stuttgart 21“
anderweitig wiederholt? Gerade das
Bahnprojekt offenbart ja einen be-
sorgniserregenden Graben zwischen
Bürgern einerseits, politischen In-
stanzen andererseits.

In einer demokratischen Ge-
sellschaft kann man nie verhindern,
dass es auch dann noch Widerstand
gibt, wenn der Instanzenweg ab-
geschlossen ist. Trotzdem ist es
Aufgabe der Politik, dafür zu sor-
gen, dass in einem frühen Stadium
ausreichend diskutiert wird und
dass Entscheidungen, die daraufhin
getroffen werden, auch durch-
gesetzt werden. Auch das gehört
zur Demokratie. Der Erfolg
Deutschlands in der Globalisierung
hängt auch davon ab, ob wir im-
stande sind, Großprojekte mit den
Menschen zu diskutieren und an-
schließend durchzusetzen.

■ Auffallend ist, dass sämtliche
Redner teils heftige Kritik an den
Grünen übten. Ist dies als Reaktion
auf das andauernde Umfragehoch zu

verstehen oder werden die Grünen
nunmehr als der große politische
Konkurrent betrachtet?

Ich glaube, das hängt sehr stark
damit zusammen, dass die SPD da-
bei ist, den Anspruch als Volks-
partei aufzugeben. Sie ist in der
politischen Debatte in die Defensive
geraten und ist dabei, den zweiten
Platz im politischen Spektrum an
die Grünen zu verlieren. Deshalb ist
es richtig, dass wir die Auseinander-
setzung mit den Grünen suchen. Ich
selbst gehöre zu denjenigen in der
CDU, die vor Jahren schon für Ge-
spräche mit den Grünen und eine
Öffnung zu den Grünen plädiert
haben. Allerdings sind wir alle in
der Union der Auffassung, dass eine
Zusammenarbeit nur dann möglich
sein kann, wenn es politische Ge-
meinsamkeiten gibt. Das ist im Au-
genblick schwerer geworden, weil
die Grünen fast überall nur noch die
Gegenposition beziehen und gegen
Projekte kämpfen. Deshalb müssen
wir diese Diskussion führen – auch

um die bürgerlichen Kräfte, die es
bei den Grünen gibt, zu stärken. 

■ In deutlichen Worten hat die
Kanzlerin die Haushaltspolitik be-
schrieben und, damit einhergehend,
Finanzminister Wolfgang Schäuble
den Rücken gestärkt. Werden die
Spekulationen um die Zukunft
Schäubles damit ein Ende nehmen?

Wolfgang Schäuble hat nach seiner
kurzen Rede sehr viel Applaus be-
kommen. Er steht für die Finanzpo-
litik, die Angela Merkel in ihrer
Rede verteidigt hat und deshalb
gehe ich davon aus, dass dieser
Parteitag einen Beitrag leistet, die
Spekulationen um Wolfgang Schäu-
ble und die öffentliche Debatte um
seine Person zu beenden. 

■ Ein Jahr Schwarz-Gelb im Bund.
Ein Jahr Jamaika an der Saar. Wie
hat sich die schwarz-gelb-grüne Ko-
alitionspremiere nach Ihrem Emp-
finden bewährt?

Die Jamaika-Koalition war ein Expe-
riment, das der Wähler uns diktiert
hat, weil es andernfalls nur eine rot-
rot-grüne Koalition gegeben hätte.
Es gab anfangs viel Skepsis. Inzwi-
schen muss man sagen, dass diese
Koalition besser funktioniert als er-
wartet. Das ändert nichts daran, dass
einzelne Partner wie die FDP interne
Schwierigkeiten haben. Das hat die
Arbeit der Regierung an der Saar
aber nicht gelähmt. Für uns ist sehr
wichtig, dass das Saarland ein ver-
lässlicher Partner für Luxemburg
bleibt und wir die gemeinsamen Pro-
jekte fortführen. Dafür steht diese
Jamaika-Koalition. Ich glaube, dass
diese Koalition, wenn sie langfristig
Erfolg hat, auch ein Modell für an-
dere Bundesländer sein kann.

■ Jamaika bleibt also eine Option,
obwohl Angela Merkel von einem
„Hirngespinst“ spricht?

Deutlich geworden ist heute, dass
die CDU um ihren Status als Volks-
partei kämpfen will und dass wir
den Anspruch erheben, weiterhin
Wahlergebnisse von 35 Prozent zu
erzielen. Trotzdem ist es richtig,
dass das Parteiensystem volatiler
und die Koalitionslandschaft bun-
ter geworden ist. Mir ist eine Jamai-
ka-Koalition mit FDP und Grünen
allemal lieber als eine rot-rot-grüne
Koalition.

■ Welche Bedeutung misst der
Saarländer Peter Altmaier den lu-
xemburgisch-saarländischen Bezie-
hungen bei?

Wir hatten im Grenzraum schon
immer ein gutes Verhältnis. Durch
den Wegfall der Grenzen vor 25
Jahren stellen wir fest, dass es viel
größere Synergieeffekte gibt, als
wir jemals geglaubt haben. Die Re-
gion ist dabei, ihre Randlage zu
überwinden und das hat dazu ge-
führt, dass es auf beiden Seiten zu
einer starken Zunahme von Mobili-
tät gekommen ist. Das führt
manchmal auch zu Reibereien,
aber ich denke, diese Probleme
können wir lösen. Die Luxembur-
ger, die im Saarland leben, sind
ebenso eine Bereicherung wie die
Saarländer, die in Luxemburg ar-
beiten eine Bereicherung darstel-
len. Wir sind ein Teil von Europa
und die Politik muss den Menschen
helfen, dass sie in diesen Raum
ohne Grenzen ihre Entfaltung be-
treiben können. Ich denke zum Bei-
spiel an die Zusammenarbeit der
Polizei und Schulprojekte wie das
Schengen-Lycée.

Berlusconi will Vertrauen oder Neuwahlen
Eine Übergangsregierung lehnt der Cavaliere strikt ab

Silvio Berlusconi will nach der Verabschiedung des Haushalts 2011 in beiden
Kammern des Parlaments die Vertrauensfrage stellen. (FOTO: AFP)

Rom. Der angeschlagene italieni-
sche Ministerpräsident Silvio Ber-
lusconi will Medienberichten zu-
folge entweder per Vertrauensvo-
tum bestätigt werden oder Neu-
wahlen. Das sei das Ergebnis eines
Krisentreffens von Berlusconi mit
seinem Koalitionspartner Umberto
Bossi von der rechtspopulistischen
Lega Nord, hieß es am Dienstag.
Die Opposition hat einen Misstrau-
ensantrag gegen Berlusconi einge-
reicht. Er selbst wollte nach der
Verabschiedung des Haushalts 2011
in beiden Kammern des Parlaments
die Vertrauensfrage stellen.

Treffen mit Staatspräsident
Giorgio Napolitano

Berlusconis ehemaliger Bündnis-
partner, Abgeordnetenhauspräsi-
dent Gianfranco Fini, hatte am Vor-
tag seine Minister aus der Regie-
rung abgezogen und damit die
Krise erheblich verschärft. Berlus-
coni und seine engsten Getreuen
trafen daraufhin mit Bossi zusam-
men. Weder der 74-jährige Milliar-
där und Medienmogul selbst noch
sein Partner aus dem Norden äu-
ßerten sich zunächst persönlich zu
den Resultaten.

Eine Übergangsregierung unter
der Leitung Berlusconis, also „Ber-
lusconi II“, sei also ausgeschlossen,
erläuterte Berlusconis Verteidi-
gungsminister Ignazio La Russa.

„Wenn wir das Vertrauen des Par-
laments nicht erhalten, dann haben
wieder die Wähler das Wort.“ Am
frühen Abend wollte Staatspräsi-
dent Giorgio Napolitano mit den
Präsidenten der beiden Parlaments-
kammern, Gianfranco Fini und Re-
nato Schifani, zusammenkommen.
Dabei ging es vor allem darum,

wann die verschiedenen Vertrau-
ensfragen gestellt werden sollen. Er
hoffe, sich nicht bis zum regulären
Ende der Legislaturperiode 2013 in
seine Bibliothek als Oase flüchten
zu müssen, sagte Napolitano am
Dienstag und machte damit deut-
lich, dass er auf eine Entschärfung
der verfahrenen Lage setzt. (dpa)

Der liberale Premier Mark Rutte behält den Rückhalt des Parlaments. (FOTO: AFP)

Niederlande: Regierungsmehrheit gerettet
Geert Wilders zahlt hohen Preis und verliert an Glaubwürdigkeit

VON HELMUT HETZEL  (DEN HAAG)

Es ist nicht leicht, wenn man mit
einer hauchdünnen Mehrheit von
nur einer Stimme im Parlament re-
gieren muss. Das zeigt sich in die-
sen Tagen einmal mehr in den Nie-
derlanden. Denn die erst seit einem
Monat amtierende Minderheits-
regierung aus Liberalen (VVD) und
Christdemokraten (CDA) wird von
der rechtspopulistischen PVV tole-
riert und verfügt über diese Kon-
struktion über exakt 76 der ins-
gesamt 150 Abgeordnetenmandate.

Fast wäre die Mehrheit dahin
gewesen. Denn der PVV-Abgeord-
nete Eric Lucassen geriet ins Zwie-
licht. Er hatte PVV-Chef Geert Wil-
ders verschwiegen, dass er in seiner
Zeit als Unteroffizier wegen einer
Affäre mit einer Soldatin, die ihm
unterstellt war, verurteilt wurde.
Auch erhielt Lucassen zwei Buß-
geldbescheide, weil er Nachbarn
„terrorisiert“ haben soll. Das alles
verschwieg Lucassen dem PVV-
Chef Wilders, der dadurch in eine
schwierige und sehr unangenehme
Lage kam. 

Da Lucassen nicht aus dem Parla-
ment ausscheiden wollte, was aus
Gründen der politischen Hygiene
eigentlich hätte geschehen müssen,
fanden Wilders und er einen Kom-
promiss. Es ist ein fauler Kompro-
miss. Wilders entzog Lucassen das
Recht, künftig weiterhin als vertei-
digungspolitischer Sprecher der
PVV auftreten zu dürfen. Doch der
vorbestrafte PVV-Volksvertreter
darf im Parlament und in der PVV-
Fraktion bleiben. Man braucht
seine Stimme eben für die Mehrheit
im Abgeordnetenhaus. Geert Wil-
ders zahlt also einen hohen Preis
für diese Mehrheit. Denn dass er
Eric Lucassen als PVV-Abgeordne-

ten hält, das lehnen die meisten
Niederländer und sogar die meisten
PVV-Wähler entschieden ab. 

Gefundenes Fressen

Die Entscheidung von Wilders, den
umstrittenen Eric Lucassen im Par-
lament zu behalten, ist daher ein
gefundenes Fressen für die Opposi-
tion. ,,Wilders beschädigt mit die-
ser Entscheidung das Ansehen un-
seres Parlaments“, kritisierte André
Rouvoet von der Christenunion
den Beschluss des Rechtspopulis-
ten und Islamkritikers Wilders zu-
gunsten von Lucassen. „Nun zeigt
sich die Doppelmoral von Wilders“,
wetterte die Chefin der Grünen
Femke Halsema. „Eine Partei, die
solche Leute weiterhin unterstützt,
ist nicht mehr glaubwürdig. Die
Menschen wollen keine Abgeord-

neten, die solche Dinge tun“, sagte
der Sozialdemokrat Martijn van
Dam. Ministerpräsident Mark Rutte
(VVD) lässt die ganze PVV-Affäre
an sich abprallen: „Das ist eine
interne PVV-Angelegenheit. Das
muss die PVV selbst klären“, wie-
derholt er gebetsmühlenartig wenn
er danach gefragt wird. Rutte will
natürlich Premierminister bleiben.
Auch er braucht die Stimmte von
Eric Lucassen. Klar aber ist, dass
die Entscheidung von Geert Wil-
ders den umstrittenen Eric Lucas-
sen zu halten, für Wilders und die
PVV ein Pyrrhussieg ist. Auf diese
Weise konnte zwar das Minder-
heitskabinett und dessen Mehrheit
im Parlament gerettet werden, Wil-
ders und dessen PVV aber haben
einen schweren Glaubwürdigkeits-
verlust erlitten.

PID und Wehrpflicht
Mit knapper Mehrheit sprechen sich die
Delegierten gegen die Präimplantationsdi-
agnostik aus. U. a. Kanzlerin Angela Mer-
kel befürwortet das Verbot. Bei der PID
sollen im Reagenzglas erzeugte Embryo-
nen vor der Einpflanzung in den Mutter-
leib auf Erbkrankheiten untersucht und
gegebenenfalls aussortiert werden. PID-
Verfechter wollen damit Geburten von
schwer behinderten Kindern vermeiden.

Die Wehrpflicht, einst von der Union
eingeführt, wird ausgesetzt – sie bleibt
indes im Grundgesetz eingeschrieben, so
der mehrheitliche Beschluss. Die CSU
verabschiedete die Guttenberg-Reform
schon im September. (mas)


